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09.07.2013 Planungsausschuss Vv
15.07.2013 Rat der Stadt B
Beratungsgegenstand

Regionaler Flachennutzungsplan (RFNP) der Planungsgemeinschaft Stadteregion Ruhr
der Stadte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Milheim an der Ruhr und Oberhausen:

Fortfihrung des bauleitplanerischen Teils des Regionalen Flachennutzungsplans (RFNP) als

Gemeinsamer Flachennutzungsplan (GFNP) nach dem Aulerkrafttreten des regionalplanerischen
Teils

Beschlussvorschlaq

Der Rat der Stadt Oberhausen beschlielt:

1. Gemal § 39 Abs. 5 Landesplanungsgesetz die Fortgeltung des bauleitplanerischen Teils des
Regionalen Flachennutzungsplans (RFNP) der Planungsgemeinschaft Stadteregion Ruhr als
gemeinsamer Flachennutzungsplan (GFNP) gemal § 204 Baugesetzbuch nach dem Ende der
Befugnis der Planungsgemeinschaft zur Anderung, Erganzung und Aufhebung des Regionalen
Flachennutzungsplans gemaf § 39 Abs. 4 Landesplanungsgesetz.

2. Die Verwaltung wird aufgefordert, zu gegebener Zeit eine Beschlussvorlage auszuarbeiten, mit
der die zur Aufstellung des RFNP gebildete Planungsgemeinschaft Stadteregion Ruhr aufgelost
und die organisatorischen Grundlagen zur Fortflihrung des bauleitplanerischen Teils des RFNP
als GFNP geschaffen werden sollen. Ein interkommunaler verfahrensbegleitender Ausschuss
soll beibehalten werden.

Bereichsleiter Dezernat 5 Kammerer Oberbiirgermeister
Bereich 5-1 Planen, Bauen

Terhart Klunk Wehling

Datum 07.05.2013 Datum 08.05.2013 Datum Datum 13.05.2013

* Vorlage zur:
Anhorung (A)
Kenntnisnahme (K)
Vorberatung (V)
Beschlussfassung (B)

* Ergebnis :

Zustimmung (Z)
Ablehnung (A)

Anderung (A)

Anhorung vollzogen (AV)
Kenntnisnahme (K)

Beschlusskontrolle:

Ja oder nein

Beteiligung:
Personalrat [1

Gleichstellungsstelle []

Drucksache Nr.: B/15/2791-01 / Seite 1 von 3




-_—
QOWoONOOOPR,WN -

OO DABRRAMBRAMRANRARARARARRNAWWWWWWWWWWRNRNRNRNMNNNMNNMNN-S A & 8 8 3833
Na2OOONODNPRWN_2AOOONDNRERIOIN-COCOOONOARWDN2OOCONDANWN =

Stadt Drucksache Nr. Termin
Oberhausen B/15/2791-01 15.07.2013 Rat der Stadt

Konsequenzen

a) Finanzielle
keine [ X]
ja []
b) Sonstige

Begriindung

Die Stadte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Milheim an der Ruhr und Oberhausen haben durch
zwei Offentlich-rechtliche Vereinbarungen in den Jahren 2005 und 2006 die Planungsgemeinschaft
Stadteregion Ruhr gebildet. Zweck der Planungsgemeinschaft ist die Aufstellung und Fortfihrung eines
Regionalen Flachennutzungsplans (RFNP): Der RFNP ist nach Genehmigung durch die Landes-
planungsbehérde und oéffentliche Bekanntmachung am 03.05.2010 wirksam geworden.

Der RFNP ist gleichzeitig Regionalplan gemal Landesplanungsgesetz und (gemeinsamer) vorbe-
reitender Bauleitplan bzw. Flachennutzungsplan nach Baugesetzbuch. Die beiden Teile des Plans sind
eindeutig erkennbar und kénnen getrennt werden.

Nach der Ubertragung der Regionalplanungskompetenz fiir die Metropole Ruhr auf den Regional-
verband Ruhr (RVR) ist mit der Neufassung des Landesplanungsgesetzes (LPIG) 2010 das Planungs-
instrument Regionaler Flachennutzungsplan entfallen. Fir den RFNP der Planungsgemeinschaft
Stadteregion Ruhr wurde mit § 39 LPIG eine Ubergangsvorschrift normiert, die es der Planungs-
gemeinschaft ermdglicht, den RFNP fortzuflihren und zu andern.

Die Anderungskompetenz der Planungsgemeinschaft endet allerdings mit dem das Planverfahren
abschlielenden Aufstellungsbeschluss der Verbandsversammlung des RVR zum Regionalplan Ruhr.
Mit dem Inkrafttreten des Regionalplans Ruhr tritt der regionalplanerische Teil des RFNP aulier Kraft.

Der flachennutzungsplanerische Teil des RFNP gilt hingegen gemal § 39 Abs. 5 LPIG — ohne erneutes
Planverfahren — fort, entweder — bei entsprechenden Ratsbeschlissen — als gemeinsamer Flachen-
nutzungsplan fur die sechs Stadte, fur einen rdumlich zusammenhangenden Teil der sechs Stadte oder
als kommunaler FNP fiir die einzelnen Stadte. Sowohl die Anderung des Planmalstabs als auch die
Einbindung weiterer Kommunen in einen GFNP wirden hingegen die Durchfihrung eines voll-
standigen neuen Aufstellungsverfahrens erfordern.

Fir eine Fortfihrung als GFNP spricht insbesondere, dass so die interkommunale Kooperation in der
Bauleitplanung als materielle, fachliche und politische Errungenschaft gewahrt bleibt und die gemein-
same Planung ein hdheres regionales Gewicht besitzt. Eine Fortfihrung der Flachennutzungsplanung
im vorhandenen Malstab von 1:50.000 stellt faktisch nur fir einen GFNP ein langerfristig denkbares
Szenario dar. Eine Fortfiihrung kommunaler Flachennutzungsplane in diesem Malstab ware gegen-
Uber den Genehmigungsbehdrden kaum zu vermitteln, so dass beim Zerfall der bauleitplanerischen
Ebene des RFNP wohl recht schnell der Druck zur Neuaufstellung entstiinde. Die hierfur notwendigen
erheblichen Aufwendungen kénnen mit der Fortfilhrung als GFNP vermieden werden, so dass sich
hieraus auch erhebliche Kostenvorteile ergeben, obwohl die Fortfihrung als GFNP das Erfordernis zur
Aufrechterhaltung der Projektstrukturen und insbes. einer Geschaftsstelle erfordert. Gegentber
kommunalen Flachennutzungsplénen ist zudem ein hoherer Aufwand, eine langere Dauer und
geringere Flexibilitdt bei Anderungsverfahren zu konstatieren. Die Erfahrungen mit dem RFNP haben
allerdings gezeigt, dass die Anzahl der Anderungserfordernisse im PlanmaRstab 1:50.000 gegeniiber
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kommunalen Flachennutzungsplanen in den (blichen Malistaben 1:10.000 bis 1:20.000 deutlich
geringer ist.

Die Thematik ist im verfahrensbegleitenden Ausschuss RFNP im Mai und September 2012 vorgestellt
und diskutiert worden. Im Anschluss ist eine Information der zustandigen Fachausschiisse in den
beteiligten Stadten erfolgt. Seitens der Verwaltung ist dabei bereits eine Fortfiihrung als GFNP
empfohlen worden.

Anderungen zum GFNP missen — wie Anderungen zum RFNP — von den Réten aller beteiligten Stadte
beschlossen werden. Daher ist die Aufrechterhaltung eines interkommunalen verfahrensbegleitenden
Ausschusses zur Vorberatung der Planungsinhalte und Verfahrensschritte sowie als Schnittstelle zu
den kommunalen Gremien sinnvoll.

Gegeniiber den Anderungsverfahren zum RFNP ergeben sich kleinere Anderungen, die zum Teil eine
zeitliche Ersparnis bedeuten (Wegfall der Notwendigkeit eines Erarbeitungsbeschlusses, Wegfall der
Erorterung, Erfordernis der landesplanerischen Anpassung gemal § 34 LPIG — Zustandigkeit beim
RVR).

Eine nachtragliche Aufspaltung des GFNP ist nach § 204 BauGB nur mdglich, wenn die in § 204 Abs.
1 Satze 1 und 4 BauGB genannten Voraussetzungen fur eine gemeinsame Planung entfallen sind oder
ihr Zweck erreicht ist und erfordert zudem die Zustimmung des Landes. Die Aufthebung eines GFNP
kann durch die beteiligten Gemeinden nur gemeinsam erfolgen.

Gemal § 203 Abs. 4 BauGB ist die oberste Landesbehérde (Bauministerium) fir Genehmigungs-
entscheidungen zu Plandnderungen zustandig, wenn vom GFNP das Gebiet mehrerer Bezirks-
regierungen betroffen ist.

Der Beschluss zur Fortflihrung des bauleitplanerischen Teils des RFNP als GFNP greift erst mit dem
Ende der Befugnis der Planungsgemeinschaft zur Aufstellung und Anderung des RFNP. Dies ist
gemal § 39 Abs. 4 LPIG mit dem das Planverfahren fir den Regionalplan Ruhr beendenden
Aufstellungsbeschluss der Fall, spatestens jedoch am 31.12.2015. Nach aktueller Zeitplanung des
RVR ist dieser Aufstellungsbeschluss allerdings erst im Frihjahr 2017 vorgesehen. Planungs-
gemeinschaft und RVR haben in einem gemeinsamen Schreiben das Land gebeten, die Ubergangs-
vorschrift zu entfristen, um eine rechtlich unklare und planungspraktisch kaum handhabbare Situation
zu vermeiden, in der die Planungsgemeinschaft den regionalplanerischen Teil des RFNP nicht mehr
andern kann, der Regionalplan Ruhr aber noch nicht vorliegt. Eine Reaktion des Landes hierzu steht
noch aus.

Eine friihzeitige Beschlussfassung durch die Ré&te erscheint geboten, um die Uberfihrung des
bauleitplanerischen Teils des RFNP mit den erforderlichen Vorlaufen planerisch und organisatorisch
vorbereiten zu kdnnen.

Das Ende der Planungsgemeinschaft ist in der Uberleitungsvorschrift nicht explizit geregelt. Das im
Auftrag der Planungsgemeinschaft 2009 beauftragte Rechtsgutachten von Prof. Dr. Beckmann u.a. legt
dar, dass unabhangig von der Form der Fortflihrung des flachennutzungsplanerischen Teils mit
AuBerkrafttreten des regionalplanerischen Teils des RFNP die ,Geschéaftsgrundlage und die Veran-
lassung fur den Abschluss der o6ffentlich-rechtlichen Vereinbarungen Uber die Planungsgemeinschaft"
entfallt. Die Planungsgemeinschaft ist daher aufzulésen, die flir den GFNP erforderlichen
organisatorischen Grundlagen (Geschéaftsstellenfunktion, Aufteilung von Kosten etc.) sind — z.B. in
Form einer Verwaltungsvereinbarung — neu zu regeln. Die Verwaltung wird mit dem Beschluss-
vorschlag aufgefordert, die hierfir notwendigen Vorbereitungen zu treffen.

Drucksache Nr.: B/15/2791-01 / Seite 3 von 3



	Rat der Stadt 
	 Beschlussvorlage 
	öffentlich 
	Beratungsgegenstand 

